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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/609 — 

Notmaßnahmen gegen das Waldsterben durch Stillegung 
bestimmter Kohlekraftwerke 

A. Problem 

Als Notmaßnahme gegen das Waldsterben soll die Bundesre-
gierung aufgefordert werden, im Rahmen ihrer Beteiligung an 
den Unternehmen Saarbergwerke AG, PREAG und VKR dar-
auf hinzuwirken, daß 

— der Block II des Kraftwerks Weiher (Saarland), 

— das Kraftwerk St. Barbara (Saarland), 

— das Kraftwerk Borken (Hessen), 

— die Blöcke B—E des Kraftwerks Scholven 
(Nordrhein-Westfalen) 

sofort stillgelegt werden. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrages 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN besteht auf Annahme 
des Antrages. 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung  

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/609 — abzulehnen. 

Bonn, den 3. Oktober 1984 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Schmidbauer 

Berichterstatter 

Baum Frau Dr. Hartenstein Dr. Ehmke (Ettlingen) 
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Bericht der Abgeordneten Schmidbauer, Baum, Frau Dr. Harteinstein, 
Dr. Ehmke (Ettlingen) 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN wurde vom 
Deutschen Bundestag während der Umweltdebatte 
in seiner 53. Sitzung am 9. Februar 1984 an den In-
nenausschuß federführend sowie an den Ausschuß 
für Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten und den Ausschuß für Ju-
gend, Familie und Gesundheit zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat dem Innenaus-
schuß in seiner Stellungnahme vom 11. April 1984 
mit Mehrheit gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEN vorgeschlagen, die Ableh-
nung des Antrags zu empfehlen. Der Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat den 
Antrag in seiner Sitzung am 22. Februar 1984 bei 
einer Gegenstimme mehrheitlich abgelehnt. 

Der Innenausschuß hat den Antrag in seiner Sit-
zung am 19. September 1984 beraten und — vorbe-
haltlich der Stellungnahme des Ausschusses für Ju-
gend, Familie und Gesundheit, die zu diesem Zeit-
punkt noch ausgestanden hatte — mit Mehrheit sei-
tens der Fraktionen von CDU/CSU, SPD und FDP 
gegen die Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. Der 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
in seiner Sitzung am 3. Oktober 1984 bei Stimment-
haltung seitens der Fraktion der SPD ebenfalls 
empfohlen, die Vorlage abzulehnen, so daß auf ei-
nen Wiedereintritt in die Beratungen verzichtet 
werden konnte. 

Im Rahmen der Beratungen war seitens der Frak

-

tion DIE GRÜNEN ergänzend zu der in Drucksache 

10/609 enthaltenen Begründung hervorgehoben 
worden, daß der Antrag gerade vor dem Hinter-
grund des Gesetzentwurfs der Fraktion DIE 
GRÜNEN über die sofortige Stillegung von Atom-
anlagen in der Bundesrepublik Deutschland (Atom-
sperrgesetz) — Drucksache 10/1913 — wichtig sei. 
Die Bundesrepublik Deutschland könne es sich lei-
sten, in dem aus beiden Vorlagen resultierenden 
Umfang auf Energieerzeugung zu verzichten. Vor-
aussetzung dafür sei allerdings, daß die Kernkraft-
werke im Rahmen eines Stufenplanes stillgelegt 
würden. 

Zur Ablehnung des Antrages war seitens der Koali-
tionsfraktionen hervorgehoben worden, daß diese 
den Antrag wegen der Folgen, die das bei Realisie-
rung der beiden Vorlagen in Drucksachen 10/609 
und 10/1913 auftretende Energiedefizit auslösen 
würde, ablehnten. Seitens der Fraktion der SPD 
war zur Begründung der Ablehnung des Antrages 
dargelegt worden, daß es zwar eine vernünftige 
Tendenz sei, die stark emittierenden Kohlekraft-
werke zuerst stillzuzlegen. Die Fraktion der SPD 
sei jedoch nicht der Auffassung, daß dies gewalt-
sam mit einem Schlag in dem von der Fraktion DIE 
GRÜNEN vorgeschlagenen Umfang erfolgen könne. 
Es sei sinnvoller, zunächst auf eine sehr weitge-
hende Entschwefelung zu drängen. Auf dieser 
Grundlage müsse dann differenziert bei jeder ein-
zelnen Anlage entschieden werden, ob eine Ent-
schwefelung durchgeführt werden könne und solle 
oder die Anlage stillgelegt werden solle. 

Bonn, den 3. Oktober 1984 

Schmidbauer 

Berichterstatter 

Baum Frau Dr. Hartenstein Dr. Ehmke (Ettlingen) 




